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Abkürzungsverzeichnis

BAG Bundesamt für Gesundheit
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen

OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Dass gerade auch die Leistungsanbieter nicht ohne weiteres zu Sparübungen bereit
sind, zeigte sich in den teilweise sehr schwierigen Tarifverhandlungen zwischen
Krankenkassen und Spitälern, die in mindestens drei Kantonen zu einem vertragslosen
Zustand führten. 
Noch deutlicher wurde dies im Streit um die Zürcher Arzttarife. Nachdem der Kanton
diese entgegen den Empfehlungen des Preisüberwachers erhöht hatte, reichte das
Konsumentinnenforum Beschwerde beim Bundesrat ein. Die Landesregierung wies die
Einsprache zwar ab, widersetzte sich aber im Gegenzug dem aus dem bürgerlichen
Lager stammenden Ansinnen, die Kompetenzen des Preisüberwachers im
Medizinalbereich zu beschneiden. Er legte Wert auf die Feststellung, Arzttarife hätten
klar kartellistischen Charakter und seien deshalb in Zukunft nicht nur auf Missbräuche,
sondern auch unter wettbewerbspolitischen Aspekten zu überprüfen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Kurz nach Inkrafttreten des neuen KVG wurde bekannt, dass die Leistungsverordnung
zum KVG Ultraschalluntersuchungen bei Schwangeren nur mehr in Risikofällen
vorsieht. Dies löste sowohl bei Patientinnen- und Frauenorganisationen wie auch bei
den Fachärzten einen Sturm der Entrüstung aus und veranlasste das zuständige EDI,
noch einmal über die Bücher zu gehen. Die Leistungsverordnung wurde per 15. Mai 1996
– und auf fünf Jahre befristet – dahingehend abgeändert, dass zwei
Ultraschalluntersuchungen pro Schwangerschaft wieder zur Pflichtleistung der Kassen
werden. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.02.1996
MARIANNE BENTELI

Die Forderungen aus dem Postulat Eder (fdp, ZG)  Transparenz für Patienten über die
Qualität im Spitalbereich wurden im Wesentlichen mit der Neubildung einer
elektronischen Informationsplattform erfüllt, weswegen das Postulat 2016
abgeschrieben werden konnte. Santésuisse und das Konsumentenforum hatten im
November 2015 informiert, dass die Plattform «Spitalfinder» ins Leben gerufen worden
sei. Dort können verschiedene Kriterien für die Qualitätsentwicklung in Spitälern
eingesehen werden.

POSTULAT
DATUM: 13.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ärzte und Pflegepersonal

Eine Interessengemeinschaft «für freie Arzt- und Spitalwahl» lancierte Ende 1996 eine
entsprechende Volksinitiative, welche die Chancengleichheit von öffentlichen,
subventionierten und privaten Spitälern fordert. Im Vorstand sitzen unter anderem der
Direktor des privat geführten Paraplegikerzentrums Nottwil (LU) sowie Nationalrat Suter
(fdp, BE). Die Initiative wird unterstützt von der Schweizerischen Vereinigung der
Privatkliniken, der Schweizerischen Vereinigung der Belegärzte und der Stiftung
Patientenorganisation. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1996
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Der Kanton Zürich lehnte im Januar erneut den Beitritt zum revidierten
interkantonalen Heilmittelkonkordat ab. Damit verstärkte sich der Trend hinzu einer
Bundeslösung. Für diese sprachen sich unter anderem die exportorientierte
Pharmaindustrie, entwicklungspolitische Kreise und Konsumentinnenorganisationen
sowie – neben Basel-Stadt und Bern, die dem Konkordat nur befristet beigetreten sind
– die Kantone Appenzell-Innerrhoden, Genf, Glarus, Luzern, Obwalden, Schwyz und Zug
aus. Gegen eine Bundeskompetenz, wie sie der Bundesrat im ersten Eurolex-Paket
vorgesehen hatte, wandten sich weiterhin die Kantone Basel-Land, Solothurn, St.
Gallen, Thurgau, Uri, Waadt und Wallis. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 15.05.1993
MARIANNE BENTELI
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Im Juni 2014 gab der Bundesrat bekannt, dass das Preisfestsetzungssystem bei den
Arzneimitteln per 1. Januar 2015 angepasst wird. Ziele sind die Stabilisierung des
Kostenwachstums bei den Originalpräparaten, die Vereinfachung von Prozessen sowie
die Erhöhung von Transparenz. Die Anpassung geht mit der Umsetzung des Programms
„Gesundheit 2020“ einher, welches spezifisch darauf abzielt, Generika zu fördern und
das Kostenwachstum zu stabilisieren. Die Anpassungen wurden gemeinsam mit
Verbänden der Pharmaindustrie, den Versicherern, Konsumentenschutzorganisationen
und dem Preisüberwacher erarbeitet. Zudem plant die Regierung die Einführung eines
Referenzpreissystems für den Bereich patentabgelaufener Arzneimittel. Der Bundesrat
beauftragte das EDI, entsprechende Arbeiten für diesen Systemwechsel in Angriff zu
nehmen. Damit das Referenzpreissystem eingeführt werden kann, bedarf es einer
Anpassung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG). Mit dem neuen
System wird das BAG für einen Wirkstoff einen maximalen Preis festlegen, welcher von
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung erstattet wird. 5

ANDERES
DATUM: 19.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Lib., 28.6.90. Bund, 4.1., 21.12. und 22.12.90. SN, 31.8. und 5.9.90.; TA, 21.4.90; NZZ, 29.5. und 8.6.90; Prüf mit, 1991, Nr. 1;
Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1987 f.; Verhandl. B.vers, IV, S. 148
2) Presse vom 15.2., 16.2., 12.3. und 27.4.96., Amtl. Bull. NR, 1996, S. 186 f., Amtl. Bull. StR, 1996, S. 389 f., Amtl. Bull. NR, 1996,
S. 1200 f.
3) BBl, 1996, V, S. 132 ff.; WoZ, 29.11.96.
4) BZ, 15.5.93; BaZ, 24.9.93.
5) Medienmitteilung BAG vom 19.6.14.
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